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Rufe nach "breitem gesellschaftlichem Bündnis" gegen AfD

Berlin, 07.01.2019, 09:10 Uhr

GDN - Ein mögliches Erstarken der AfD bei den Landtagswahlen in den neuen Bundesländern hat eine Debatte über den Umgang mit
der Partei ausgelöst. Der stellvertretende Bundesvorsitzende des CDU-Sozialflügels (CDA), Christian Bäumler, plädierte im
"Handelsblatt" dafür, ein "breites gesellschaftliches Bündnis gegen die Rechtspopulisten" zu bilden. 

"Die politischen Parteien, die auf dem Boden des Grundgesetzes stehen, müssen mit der organisierten Zivilgesellschaft über die
Gefahren rechtsextremer Strömungen aufklären und Position beziehen", sagte Bäumler der Zeitung. Dabei seien sowohl die
Gewerkschaften als auch die Unternehmen gefordert. "Es geht hier auch um den Wirtschaftsstandort Deutschland", so Bäumler.
Ähnlich äußerte sich der Vorsitzende der Linkspartei, Bernd Riexinger. "Ein breites gesellschaftliches Bündnis gegen rechts ist
natürlich geboten", sagte Riexinger dem "Handelsblatt". Er würde sich nur wünschen, dass dieses Bündnis nicht erst als
Koalitionsdebatte nach vergeigten Wahlen stattfinde. "Wem es ernst ist, mit dem Einsatz gegen rechts, der muss hier und heute klar
Position beziehen." Riexinger machte zugleich die CDU für das Erstarken der AfD verantwortlich. "Wenn nicht seit Jahren vor allem die
CDU/CSU bei jeder Gelegenheit Wasser auf die Mühlen der rechten Propaganda gießen und immer wieder deren Forderungen
übernehmen würde, hätten wir das Problem heute so nicht", sagte er. "Wir haben schon hundert Mal erlebt, dass das die Rechten
stärkt, nicht schwächt." Der Grünen-Bundestagsabgeordnete Dieter Janecek empfahl daher im "Handelsblatt" als Strategie, "die AfD
als das zu benennen, was sie ist: eine nationalradikale Politsekte, deren Geschäftsmodell es ist, die Ängste von Menschen
auszubeuten". Zudem mahnte Janecek mit Blick auf die Schwierigkeit, nach den Landtagswahlen Regierungen zu bilden: "Alle
demokratischen Parteien sollten untereinander im Prinzip koalitionsfähig sein." Er riet in diesem Zusammenhang, die AfD
insbesondere in der Sozialpolitik und beim Klimaschutz "schärfer" anzugreifen. "Das Wahlprogramm der AfD ist die Blaupause für die
Vernichtung von Jobs gerade in ländlichen Regionen und setzt mit seiner Wissenschaftsverweigerung in Sachen Klimaschutz die
Zukunft unserer Kinder aufs Spiel."

Bericht online:
https://www.germandailynews.com/bericht-118018/rufe-nach-breitem-gesellschaftlichem-buendnis-gegen-afd.html

Redaktion und Veranwortlichkeit:
V.i.S.d.P. und gem. § 6 MDStV: 

Haftungsausschluss:
Der Herausgeber übernimmt keine Haftung für die Richtigkeit oder Vollständigkeit der veröffentlichten Meldung, sondern stellt
lediglich den Speicherplatz für die Bereitstellung und den Zugriff auf Inhalte Dritter zur Verfügung. Für den Inhalt der Meldung ist der
allein jeweilige Autor verantwortlich. 

Editorial program service of General News Agency:
United Press Association, Inc.
3651 Lindell Road, Suite D168
Las Vegas, NV 89103, USA
(702) 943.0321 Local
(702) 943.0233 Facsimile
info@unitedpressassociation.org
info@gna24.com

https://www.germandailynews.com/bericht-118018/rufe-nach-breitem-gesellschaftlichem-buendnis-gegen-afd.html
mailto:info@unitedpressassociation.org
mailto:info@gna24.com


www.gna24.com 

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

http://www.gna24.com/
http://www.tcpdf.org

